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Verwirklichung der Ausweisung zuzu­
stellen.

(2) Der Leiter der zuständigen Strafvoll­
zugseinrichtung hat das Ersuchen um Ver­
wirklichung der Ausweisung mindestens 
12 Wochen vor der Entlassung des Verur­
teilten unter Angabe des Entlassungster­
mins dem gemäß § 37 Abs. 1 zuständigen 
Volkspolizeikreisamt zu übersenden.

Anmerkung: Zur Anordnung von Aus­
weisungsgewahrsam vgl. § 8 Abs. 2 und 3 
sowie § 9 Abs. 2 der VO vom 14.12. 1956 
über den Aufenthalt von Ausländern im 
Gebiet der DDR (GBl. I 1957 Nr. 1 S. 1). 
Diese Absätze lauten:

„§8

(2) Die Organe der Deutschen Volkspolizei 
können Ausweisungsgewahrsam bis zu 
10 Tagen anordnen, wenn dies zur Vorbe­
reitung oder zur Sicherung der Ausweisung 
notwendig ist.
(3) Zur Vorbereitung der Ausweisung darf 
ein Ausländer nur dann in Gewahrsam 
genommen werden, wenn er fluchtverdäch­
tig ist oder Tatsachen vorliegen, die darauf 
schließen lassen, daß er Ermittlungen über 
die Voraussetzungen einer Ungültigkeits­
erklärung der Aufenthaltsberechtigung er­
schwert.

§9

(2) Über die Ungültigkeitserklärung einer 
Aufenthaltsberechtigung und über die An­
ordnung des Ausweisungsgewahrsams ent­
scheidet das Ministerium des Innern, Haupt­
verwaltung Deutsche Volkspolizei. Das 
Recht zur Anordnung von Ausweisungs­
gewahrsam kann den Bezirksbehörden der 
Deutschen Volkspolizei übertragen werden.

u
Gegen die Anordnung des Ausweisungsge­
wahrsams durch die Organe der Deutschen 
Volkspolizei ist die Beschwerde gemäß § 19 
des VP-Gesetzes i. d. F. der Ziff. 8 der Anl. 
zum Gesetz vom 24. 6. 1971 über die Neu­
fassung von Regelungen über Rechtsmittel 
gegen Entscheidungen staatlicher Organe 
(GBl. I Nr. 3 S. 49) zulässig.

Maßnahmen zur Wiedereingliederung

§39

Hat das Gericht gemäß §48 StGB auf 
staatliche Kontrollmaßnahmen erkannt, ist 
das Verwirklichungsersuchen an deft. Leiter 
des für die Hauptwohnung des Verurteilten 
zuständigen Volkspolizeikreisamtes zu 
richten.

§40

(1) Hat das Gericht gemäß § 47 Abs. 1 
StGB im Urteil festgelegt, daß vor der Ent­
lassung aus dem Strafvollzug die Notwen­
digkeit besonderer Maßnahmen zur gesell­
schaftlichen Wiedereingliederung des Ver­
urteilten zu prüfen ist, hat der Leiter der 
zuständigen Strafvollzugseinrichtung über 
den zuständigen Staatsanwalt dem Gericht 
spätestens 12 Wochen vor der Entlassung 
eine Einschätzung der Entwicklung des 
Verurteilten während des Strafvollzuges 
zu übersenden.

(2) Für die Verwirklichung der von dem 
Gericht gemäß § 47 Abs. 2 StGB festgeleg­
ten Maßnahmen ist der Rat des Kreises, 
Abteilung Innere Angelegenheiten, sowie 
der Rat der Stadt, des Stadtbezirkes oder 
der Gemeinde zuständig, in deren Bereich 
der Verurteilte nach der Entlassung aus 
dem Strafvollzug seinen Wohnsitz nimmt 
(§ 59 Abs. 1 SVWG). Wurde dem Verur­
teilten Strafaussetzung auf Bewährung ge­
währt, ist das Gericht für die Verwirkli­
chung dieser Maßnahmen zuständig. Mit 
dem Verwirklichungsersuchen ist dem Rat 
des Kreises, Abteilung Innere Angelegen­
heiten, eine Ausfertigung der gemäß § 47 
Abs. 2 StGB getroffenen Entscheidung zu 
übersenden.

(3) Das Gericht hat in Vorbereitung der 
Entscheidung gemäß § 47 Abs. 2 StGB mit 
den für die Wiedereingliederung des Straf­
entlassenen zuständigen Organen (§ 59 
Abs. 1 SVWG) zusammenzuarbeiten. Auf 
Verlangen des Gerichts hat der zuständige 
örtliche Rat bereits zu diesem Zeipunkt 
für den Strafentlassenen einen Arbeits­
platz nachzuweisen.

Anmerkung: Das SVWG wurde mit 
Wirkung vom 5. Mai 1977 aufgehoben und 
durch das StVG und das WEG vom 7. 4.1977 
ersetzt. An die Stelle von § 59 Abs. 1 SVWG 
ist § 4 Abs. 1 WEG getreten.


